8

Berlin, den 24. April 2002








Mitteilung für die Presse

„Erneuerung und Zusammenhalt“

Statement des 

SPD-Parteivorsitzenden,

Bundeskanzler Gerhard Schröder,

anlässlich der Pressekonferenz zur

Vorstellung des Wahlprogramms 

am 24. April 2002 in Berlin

Sperrfrist: Redebeginn!

Es gilt das gesprochene Wort.

●
Das Regierungsprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands für die nächsten vier Jahre liegt Ihnen vor. Es steht unter der Überschrift: „Erneuerung und Zusammenhalt“. Bevor wir über die Einzelheiten sprechen, würde ich dieses Programm gern einordnen; und zwar


1.
in den Zusammenhang unserer Regierungsarbeit und unseres langfristi​gen Reformprogramms; Stichwort: Wo kommen wir her ‑ was haben wir vorgefunden ‑ wo müssen und wollen wir hin?


2.
in die aktuellen politischen Auseinandersetzungen; nicht nur in Deutschland, sondern auch bei unseren europäischen Nachbarn und in der Welt;


3.
in die Gesellschaftspolitik, die sozialen und politischen Prinzipien, für die wir Sozialdemokraten stehen und die wir auch in den Mittelpunkt unseres Wahlkampfes stellen.

●
Was haben wir vorgefunden?

Einen riesigen Schuldenberg der öffent​lichen Haushalte, der Handlungsspiel​räume staatlicher Politik bedrohlich einge​schränkt hat. Steuergesetze, die Investition und Innovation abgewürgt haben. 


Ein System der Altersvorsorge, das in den sicheren Bankrott gestürzt wäre, wenn wir es nicht auf neue Grundlagen gestellt hätten.


Eine Gesellschaftspolitik, die weit hinter die Standards in unseren euro​päischen Nachbarländern zurückgefallen war – ob in der Familienpolitik, beim Staatsbürgerschafts​recht oder in der Bildungspolitik.


All das mussten wir dringend ändern, um Deutschland überhaupt erst wieder reformfähig für die großen Zukunftsaufgaben zu machen.

●
Unser Regierungsprogramm 2002 beschreibt, was wir jetzt, nachdem diese tickenden Zeitbomben entschärft sind, in den kommenden Jahren tun müssen, um Erneuerung und Zusammenhalt in Deutschland und für die Menschen in Deutschland herzustellen.


Die drängenden Themen sind benannt: Wirtschaft und Arbeitsmarkt, Bildung und Qualifizierung, Familie, Gesundheit.


Aber es geht dabei nicht nur um das Ausbuchstabieren von einzelnen Reform​schritten, sondern vor allem um die Prinzipien unserer Reformpolitik:


Wenn wir Deutschland nicht entschlossen weiter modernisieren, werden wir tatsächlich im internationalen Wettbewerb zurückfallen ‑ so, wie das die anderen schon an die Wand malen, die Deutschlands Leistungen schlecht reden: Nur, sie treffen damit ja nicht den Bundeskanzler, sondern sie ver​höhnen die Leistungen der Menschen, die den Wohlstand unseres Landes erarbeiten.


Wenn wir, zweitens, diese Modernisierung nicht unter dem Gesichtspunkt der Chancengerechtigkeit betreiben, werden wir die Fähigkeiten und die schöpferischen Potentiale der Menschen in Deutschland nie umfassend ausnutzen können. Aber das müssen wir, um unsere wirtschaftlichen Mög​lichkeiten ‑ aber eben auch die großen Chancen, in einer solidarischen, gerechten, selbstbestimmten und verantwortlichen Gesellschaft zu leben ‑ nutzen zu können.


Und drittens: Wir müssen uns klar und eindeutig im Herzen des euro​päischen Sozialmodells positionieren: Dafür brauchen wir Modernisierung, und das geht nur nach dem Grundsatz von Gerechtigkeit und Rechtssicher​heit.


Für uns gehören Gerechtigkeit und Leistung untrennbar zusammen. Ohne Gerechtigkeit werden die Leistungen nicht erreicht, die möglich wären. Aber ohne Leistung und Leistungsbereitschaft werden wir auch Gerechtigkeit nicht garantieren können.

●
Wir haben vor ein paar Tagen erlebt, wie eines der Mutterländer der euro​päischen Demokratie von einem politischen Erdbeben erschüttert worden ist. Ich will das hier nicht im einzelnen kommentieren ‑ mein Vertrauen in die demokratische Reife Frankreichs und in die Festigkeit der deutsch-franzö​sischen Freundschaft ist ungebrochen.


Aber wenn Sie sich die Wahlanalysen genauer ansehen, werden Sie fest​stellen, dass der hässliche Rechtsextremismus eines Le Pen gerade dort stark wird, wo das Erreichte miesgemacht wird und die Unsicherheit groß ist: ob durch die Gefahr sozialen Absturzes oder durch nicht hinreichend erfolg​reiche Integration von Minderheiten.


Vielleicht verstehen Sie dann, warum mir und meiner Regierung so sehr daran gelegen war, ein vernünftiges Zuwanderungsgesetz zu machen: Rechtssicherheit ist nun einmal die beste Grundlage, um Unsicherheit zu bekämpfen. Das setzen wir gegen all diejenigen, die glauben, mit dem Feuer der Fremdenfeindlichkeit spielen zu können. Was Koch und Stoiber mit ihren Angstkampagnen heute säen, erntet morgen ein Le Pen.

●
Es wird in der kommenden Wahl-Auseinandersetzung um nichts anderes gehen als um die Fortentwicklung unserer europäischen Werte und gesell​schaftlichen Prinzipien. Und die sind nun einmal im wesentlichen von Sozial​demokraten entwickelt worden.


Und schließlich geht es um eine Gesellschaft, die sich nicht abfindet mit schreienden Gegensätzen bei den Einkommen oder bei der sozialen Versor​gung der Menschen.


Wir wollen eine solidarische Gesellschaft, in der sich die neuen Formen sozialer Verantwortung ‑ die in unserem Land längst vorhanden sind, ob in der Nachbarschaft, in den Familien oder in der Kinder- und Altenbetreuung ‑ weiterentwickeln können. Wir wollen eine starke Zivilgesellschaft als Partner eines starken Staates, und nicht einen Staat, der seine soziale Verant​wor​tung auf die Schwächsten der Gesellschaft abschiebt.


Ich will keine amerikanischen Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt. Sozial​demo​kraten stehen dafür ein, dass es möglich sein muss, ein Leben in Anstand und Würde zu führen, ohne dafür drei Jobs am Tag machen zu müssen, und das noch ohne Kündigungsschutz.


Ich will aber auch keine Welt, in der nur einer bestimmt, wo es langgeht ‑ sondern eine Welt, in der alle sicherer leben können: durch eine voraus​schauende Politik für Frieden und Entwicklung, durch Integration, durch Austausch und durch gerechte Verteilung von Wohlstand. Die Globalisie​rungsprozesse, deren Auswirkungen jeden einzelnen von uns in seinem täg​lichen Leben betreffen, müssen gestaltet werden: durch eine Politik, die globale Gerechtigkeit zum Leitmotiv hat.

Politik der Mitte für die Erneuerung unseres Landes

Mit unserer Politik der Mitte haben wir die Erneuerung in Deutschland begonnen. Wir wollen diese Politik fortsetzen und Zusammenhalt in unserem Land sichern. Vier Jahre sozialdemokratisch geführte Bundesregierung haben sich gelohnt. Der Reformstau ist aufgelöst. Unser Land ist wirtschaftlich robuster und konkurrenz​fähiger geworden. Wir haben es moderner, gerechter und weltoffener gemacht.

Unsere Werte von Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität sind die Leitlinien unserer Politik. Diese Werte sollen die Entwicklung unserer Gesellschaft auch in Zukunft prägen. Denn Erneuerung ist für uns kein Selbstzweck, sondern die Voraus​setzung für die Bewahrung und Schaffung lebenswerter Verhältnisse in einer sich rasch verändernden Welt.

Unsere Politik ist an klaren Prinzipien orientiert. Wir verbinden Wandel und Sicherheit, Chancengleichheit und Leistung, Individualität und Zusammenhalt, Fortschritt und Nachhaltigkeit, Solidarität und Eigenverantwortung.

Damit haben wir unser Land in eine neue Balance gebracht. Aus dieser Balance erwachsen die Kraft und die Dynamik, die wir brauchen, um die großen Zukunfts​aufgaben zu lösen.

Mit einer Politik der modernen Mitte werden wir die Arbeit an der Erneuerung unseres Landes fortsetzen.

Schwerpunkte unseres Wahlprogramms:
1.
Wirtschaft und Beschäftigung


-
Eine solide Finanzpolitik ist die Grundlage für mehr Wachstum und Beschäftigung. Sie ist Garant für Preisstabilität. Sie schafft Gestal​tungsspielräume für Investitionen und verbessert die Lebenschancen künftiger Generationen. Wir haben die jährliche Neuverschuldung kontinuierlich zurückgeführt. Unser Ziel bleibt, bis 2006 einen ausge​glichenen Bundeshaushalt vorzulegen.


-
Unsere Steuerreform ist die größte Steuerentlastung in der Geschichte unseres Landes, das Entlastungsvolumen beträgt insgesamt 56 Milliarden Euro. Davon profitieren besonders Arbeitnehmer, Familien und der Mittelstand. 2003 und 2005 werden die nächsten Stufen der Steuerentlastung in Kraft treten.



Wir werden den Grundfreibetrag auf 7.664 Euro anheben.



Wir werden den Eingangssteuersatz auf 15 Prozent absenken.



Wir werden den Spitzensteuersatz auf 42 Prozent reduzieren.



Wenn sich durch eine erfolgreiche Konsolidierungspolitik künftig neue Entlastungsspielräume ergeben, werden wir diese für eine Stärkung der Investitionen, weitere steuerliche Entlastungen und den Abbau der Staatsschulden nutzen.


-
Fortführung des Zukunftsinvestitionsprogramms bis 2007 mit den Schwerpunkten Verkehr, Forschung, Bildung und Innovation.


-
Wir werden ein Investitionsprogramm für Erhalt, Modernisierung, Ausbau und bessere Vernetzung der Verkehrswege mit einem Volumen von 90 Milliarden Euro auflegen. Dieses Programm sichert Beschäftigung, verbessert die Infrastruktur – besonders in Ost​deutschland – und erhöht die Lebensqualität.


-
Bessere Rahmenbedingungen und erleichterter Zugang zur Finan​zierung durch Chancenkapital für Existenzgründer.


-
Förderung des Mittelstandes durch den Aufbau einer Mittelstandsbank.


-
Errichtung einer Innovationsbörse für kleine und mittelständische Unter​nehmen.


-
Grundlegende Reform der Arbeitsvermittlung und schnellere Wieder​eingliederung von Arbeitslosen durch konsequente Umsetzung des Job-AQTIV-Gesetzes.


-
Verzahnung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe im Rahmen einer Neu​ordnung der Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden zur schnelleren Wiedereingliederung von Sozialhilfe​empfängern. Dabei wird es keine Absenkung der Leistungen auf Sozialhilfeniveau geben.


-
Wir werden ein Programm „JUMP-PLUS“ auflegen und damit Jugend​lichen in Ostdeutschland eine Beschäftigungsbrücke nach der Erstaus​bildung errichten. Wir schaffen damit zusätzliche Arbeitsplätze für junge Menschen in den Bereichen Soziales, Kultur, Umwelt etc. und im Rahmen von Infrastrukturmaßnahmen. Der Aufbau Ost hat für uns eine besondere Priorität. Mit dem Solidarpakt II haben wir die finanziellen Vorkehrungen getroffen, um die innere Einheit zu vollenden.


-
Bundesweites Programm zur Ausweitung der Beschäftigung in Niedrig​lohnbereichen, Anreize zur Arbeitsaufnahme durch Sozialversiche​rungszuschüsse und Kindergeldzuschlag nach dem Vorbild des „Mainzer Modells“.


-
Fortsetzung Bündnis für Arbeit.

2.
Bildung und Qualifizierung

Bildung entscheidet über unsere Zukunft, über die Zukunft jedes Einzelnen und die Zukunft unserer Gesellschaft. Deshalb brauchen wir eine gemein​same, eine nationale Kraftanstrengung zum Aufbau des Betreuungs- und Bildungssystems.


-
Wir werden ein Programm „Zukunft Bildung und Betreuung“ mit einem Volumen von 4 Milliarden Euro auflegen. Wir werden die Länder mit einem Betrag von einer Milliarde Euro pro Jahr unterstützen, um das Angebot an Ganztagsbetreuung und Ganztagsschulen auszubauen und zu verbessern. Bis 2007 können dadurch 10.000 zusätzliche Ganztagsschulen entstehen.



Ganztagsbetreuung erhöht das Niveau und die Qualität der Bildung unserer Kinder. Ganztagsbetreuung unterstützt Eltern, Beruf und Familie besser vereinbaren zu können.


-
Aufbau einer Stiftung Bildungstest zur Verbesserung der Qualität von Weiterbildungsangeboten.

3.
Forschung, Innovationen

Deutschland ist in den vergangenen Jahren wieder zu einem der attrak​tivsten Innovationsstandorte der Welt geworden. Wir haben die höchste Dichte an innovativen Unternehmen in Europa. In Deutschland werden doppelt so viele Patente angemeldet wie im europäischen Durchschnitt. Weltweit liegen wir damit auf dem zweiten Platz.


-
Wir haben die Ausgaben für Bildung und Forschung seit 1998 um 21 Prozent erhöht und dadurch Deutschland zu einem attraktiven Inno​vationsstandort gemacht. Wir werden die Ausgaben für Bildung und Forschung auf dem hohen Niveau verstetigen und schrittweise weiter anheben.


-
Mit dem Programm „IT-Forschung 2006“ werden wir den Übergang von der Industrie- zur Informationsgesellschaft gestalten und beschleu​nigen.


-
Einrichtung von Lehrstühlen für Existenzgründungen.


-
Förderung von Schlüsseltechnologien von morgen und Vereinfachung des Technologietransfers.


-
Förderung und Unterstützung umweltfreundlicher Energieträger (Wind​kraft, Fotovoltaik, Solarenergie) und alternativer Kraftstoffe und Antriebstechniken.


-
Wir wollen die Zahl der Studienanfänger von heute 28 Prozent auf das OECD‑Niveau von 40 Prozent steigern.


-
Keine Studiengebühren für das berufsqualifizierende Erststudium.

4.
Familie


Familien sind Leistungsträger in unserer Gesellschaft. Sie bilden das stabile Zentrum einer Gesellschaft. Wir haben den Familien zu mehr materieller Sicherheit verholfen durch den Ausbau des Familienleistungsausgleichs, durch Reformen beim Erziehungsgeld, beim Wohngeld, bei BAföG.


-
Jedes Kind muss dem Staat gleich viel wert sein. Darum werden wir das Kindergeld mittelfristig auf 200 Euro anheben.


-
Wir werden die steuerliche Absetzbarkeit von Betreuungskosten für berufstätige Alleinerziehende erweitern.


-
Das Ehegattensplitting wird nicht abgeschafft, aber zugunsten der Förde​rung von Kindern umgestaltet.

5.
Gesundheit


Gesundheit ist ein kostbares Gut. Wir werden die Vorzüge unseres Gesund​heitssystems erhalten: Umfassender Versicherungsschutz für alle, ein vom Einkommen unabhängiger Leistungsanspruch, strikte Orientierung am medi​zinisch Notwendigen, Versorgung ohne Wartelisten.


-
Wir halten am Prinzip der Solidarität im Gesundheitswesen fest. Eine Aufteilung der Leistungen in Grund- und Wahlleistungen lehnen wir ab. Es bleibt bei der paritätischen Finanzierung der Krankenversicherung durch Arbeitnehmer und Arbeitgeber.


-
Mehr Wettbewerb innerhalb der solidarischen Ordnung durch größere Vertragsfreiheit für Ärzte, Krankenhäuser, sonstige Leistungsanbieter, aber auch für Krankenkassen.


-
Einführung eines Gesundheitspasses auf freiwilliger Basis, um etwa Doppeluntersuchungen zu vermeiden.


-
Aufhebung der Versicherungspflichtgrenze (derzeit 3.375 Euro) für neue Mitglieder der Gesetzlichen Krankenversicherung, um den Kreis der gesetzlich Versicherten zu erweitern.

6.
Innere Sicherheit


Sicherheit vor Gewalt und Willkür ist die Grundlage jeder freiheitlichen Gesell​schaft. Nur wer entschlossen gegen Kriminalität und ihre Ursachen vorgeht, kann Freiheit und Demokratie garantieren. Für uns Sozial​demo​kraten ist Sicherheit ein Bürgerrecht.


-
Der Kampf gegen den Terrorismus behält höchste Priorität. Das zum Schutz der Bürger entwickelte umfassende Sicherheitsmanagement wird ergänzt und weiterentwickelt. 


-
Durch eine verbesserte internationale Kooperation der Sicherheits​behör​den wird die organisierte Kriminalität wirksamer bekämpft.


-
Um Kinder wirksamer vor Sexualstraftätern zu schützen, haben wir den Anwendungsbereich der Sicherungsverwahrung erweitert. Wir schöpfen den strafrechtlichen Rahmen aus, denn Sicherheit unserer Kinder hat Vorrang.

7.
Außenpolitik, europäische Integration, wirtschaftliche Zusammenarbeit


Deutschlands Rolle in der Welt hat sich verändert. Unsere Stimme hat an Gewicht gewonnen. Die Staatengemeinschaft zählt auf Deutschland, und sie kann sich auf Deutschland verlassen.


-
Unser Ziel ist die Sicherung des Friedens weltweit. Interessen​gegen​sätze müssen friedlich ausgeglichen werden. Wir engagieren uns für eine aktive Friedenspolitik, für die Prävention von Konflikten und die Eindämmung von Gewalt.


-
Mit der staatlichen Einheit haben wir nicht nur unsere nationale Souverä​nität zurückgewonnen, sondern zugleich auch das Recht und die Pflicht zur internationalen Solidarität. Wir stehen zum Einsatz unserer Soldaten international, wo er durch Beschluss der Vereinten Nationen legitimiert und den Soldaten gegenüber verantwortbar ist.


-
Wir wollen die Vereinten Nationen stärken, ihnen durch mehr Rechte und eine innere Reform bessere Arbeitsmöglichkeiten geben. Deutschland ist bereit, sich in den Vereinten Nationen noch stärker zu engagieren.


-
Die Politik der Abrüstung und Rüstungskontrolle ist fortzusetzen. Zu einer Weiterentwicklung der vertragsgestützten Abrüstungspolitik gibt es keine Alternative. Die Nichtverbreitung von Massenvernichtungs​waffen bleibt vorrangiges Ziel.


-
Wir treten ein für bessere Lebenschancen in der ganzen Welt. Dafür haben wir mit unserer Entschuldungsinitiative den Grundstein gelegt. Wir haben im „Aktionsprogramm 2015“ Verantwortung für die weltweite Armutsbekämpfung übernommen. Bis zum Jahr 2006 wollen wir den Anteil für die Entwicklungszusammenarbeit auf 0,33 Prozent des Bruttosozialprodukts steigern.


-
Wir werden den europäischen Integrationsprozess voranbringen und das europäische Gesellschafts- und Sozialmodell stärken.


-
Wir werden die europäische Einigung vollenden, eine europäische Verfassung auf den Weg bringen und intensiv an einer gemeinsamen europäischen Außen- und Sicherheitspolitik mitarbeiten.


-
Wir werden die Reform der Bundeswehr weiterführen. An der allge​meinen Wehrpflicht werden wir festhalten.

Sozialdemokratische Partei Deutschlands


Parteivorstand
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